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EINLEITENDER TEIL 

1. Thema 

Zunächst sei eine Entschuldigung dafür ausgesprochen, daß es dem Verfasser nicht 
gelungen ist, der Arbeit einen kürzeren Titel zu geben. Einfacher ließ sich das Ziel, 
das sie verfolgt, nicht ausdrücken. Der geplante Inhalt läßt sich dagegen noch wei-
ter präzisieren: 

Dargestellt werden das englische und französische Recht, auf eine umfassende 
Darstellung der deutschen Rechtsentwicklung wird verzichtet. Auf weniger bekann-
te Einzelheiten wird an gegebener Stelle kurz eingegangen, ansonsten wird sie als 
bekannt vorausgesetzt. Für die Wahl dieser Länder war ausschlaggebend1, daß sie 
in ihrer Größe, Sozialstruktur, Geschichte und weltanschaulichen Orientierung2 am 
ehesten mit Deutschland vergleichbar sind. 

Dargestellt wird eine Rechtsentwicklung, nicht ein Rechtszustand. Auf Bereiche, 
in denen sich nichts geändert hat, werde ich daher nur insoweit eingehen, als es zum 
Verständnis der übrigen Arbeit notwendig ist. 

Die dargestellte Rechtsentwicklung ist die des 20. Jahrhunderts. Es soll sich 
nicht um eine Arbeit zur Rechtsgeschichte, sondern - wenn man so will - zur Zeit-
geschichte des Rechts handeln. Sie soll also Entwicklungen beleuchten, die die jün-
gere Vergangenheit und die Gegenwart betreffen. Hierzu muß teilweise auf die Ge-
schichte des 19. Jahrhunderts mit eingegangen werden. Ganz vermeiden läßt sich 
auch der Blick auf weiter zurückliegende Jahrhunderte nicht. 

Die Arbeit beschäftigt sich im übrigen mit den gesetzlichen Rechten des überle-
benden Ehegatten. Die verschiedenen Gestaltungsmöglichkeiten der gewillkürten 
Erbfolge sind nicht ihr Thema, wobei eine vollständige Darstellung der gesetzlichen 
Rechte allerdings erwähnen muß, inwieweit sie zur Disposition des Erblassers ste-
hen oder unentziehbar sind. 

2. Plan 

Die Arbeit ist in drei Teile gegliedert, die sich mit drei verschiedenen Themenkrei-
sen auseinandersetzen: 

Der erste Teil wird sich mit dem Verhältnis des Ehegattenerbrechts zum Ehegü-
terrecht befassen. Obwohl sich meiner Ansicht nach die Aufgaben beider Rechtsge-
biete klar voneinander trennen lassen, bestehen starke Verflechtungen zwischen ih-
nen. Erst die Kenntnis und das Bewußtsein von Art und Umfang dieser 

1 Die Sprachkenntnisse des Verfassers und der Umstand, daß eine entsprechende Untersu-
chung noch nicht existierte, spielten natürlich auch eine Rolle. 

2 Die Zeit des Nationalsozialismus kann hier einmal, da sie das untersuchte Rechtsgebiet we-
nig geprägt hat, vernachlässigt werden. 
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gegenseitigen Durchdringung ermöglichen einen echten Vergleich der Entwicklung 
des Ehegattenerbrechts. 

Der zweite Teil der Arbeit wird sich dann mit dem Kernbereich des Ehegatten-
erbrechts befassen. Dabei gehe ich davon aus, daß es die Hauptaufgabe jeder Erb-
rechtsordnung ist, den berufensten Nachfolger für das Vermögen des Verstorbenen 
zu ermitteln3. 

Der dritte Teil der Arbeit ist einem Fragenkomplex gewidmet, den man ganz 
grob als den unterhaltsrechtlichen Aspekt bezeichnen könnte. Wenn man den Ehe-
gatten nämlich nicht zum Alleinerben in allen Konstellationen bestimmt, was bis 
jetzt keine der untersuchten Rechtsordnungen tut, so bleibt stets die Frage offen, ob 
die ihm gewährten Rechte genügend Rücksicht auf die starke tatsächliche Abhän-
gigkeit nehmen, die zwischen Ehegatten üblicherweise - und nicht nur im materiel-
len Sinne - bestanden hat. Dabei handelt es sich für meine Begriffe um eine durch-
aus eigenständige Frage, die einer theoretischen Durchdringung freilich erst noch 
entgegensieht. Ein - in Frankreich als solches inzwischen erkanntes - Ziel künftiger 
Rechtsentwicklungen kann der Aufbau eines geschlossenen Systems von Vorschrif-
ten sein, das dem Ehegatten das Weiterleben in seinem bisherigen Lebensumfeld si-
chert, soweit dies überhaupt möglich ist. Daß die theoretische Basis fehlt, bedeutet 
aber nicht, daß solche Vorschriften nicht längst existierten. Deren Entwicklung wird 
im dritten Teil dargestellt. 

Die Frage nach dem "Woher" zu beantworten heißt, die nach dem "Wohin" zumin-
dest zu stellen. Ich werde daher an geeigneten Stellen auch auf die mögliche weitere 
Rechtsentwicklung eingehen. Meine eigene Ansicht dazu, welche Veränderungen 
sinnvoll wären, soll dabei nicht verschwiegen werden. Ich will mich hierbei aber auf 
die Entwicklung von Lösungsansätzen und die generelle Zielrichtung zukünftiger 
Reformen beschränken und nicht den bereits existierenden 100 Reformgesetzent-
würfen einen 101. hinzufügen4. 

3 Kein besonderes Augenmerk werde ich dagegen, soweit es nicht zum Verständnis des aus-
ländischen Rechts unerläßlich ist, auf die eher formalen Teile der Erbrechtsordnung, wie 
Verwaltung, Teilung und Schuldenhaftung richten. 

4 In einem gewissen Sinne ist dies schon als Beitrag zur Erbrechtsreform zu verstehen. Der 
Blick über den Zaun ist hierfür stets sinnvoll, wenn nicht sogar notwendig (so Schlüter 
S. 12). Zu erwähnen ist hier, daß es bereits eine Reihe von Arbeiten zu diesem Thema gibt, 
so daß sich der Gesetzgeber für seine Säumigkeit jedenfalls nicht darauf berufen kann, daß 
rechtsvergleichende Untersuchungen fehlen würden. An Dissertationen sind hierzu vorhan-
den: Schermutzki, Gerd: Die gesetzliche Stellung des überlebenden Ehegatten im Recht der 
common law Staaten der USA, München 1967; Wauschkuhn, Peter-Christian: Die vermö-
gensrechtliche Situation des überlebenden Ehegatten im hispano-südamerikanischen 
Rechtskreis, München 1969; Waltjen, Dagmar: Die Stellung des überlebenden Ehegatten 
im irischen Erbrecht, Kiel 1971; Schwefer, Veit: Die erbrechüiche Stellung des überleben-
den Ehegatten im niederländischen und deutschen Recht, Münster 1987. 
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1. KAPITEL: VORINFORMATIONEN 

Einige Informationen zum französischen und englischen Recht, die nicht unmittelbar 
das Thema der Arbeit betreffen, sind zum Verständnis der weiteren Erörterungen 
notwendig und sollen hier - noch im einleitenden Teil - vorweg gegeben werden. 

I. LA W UND EQUITY, DER TRUST 

Eine Besonderheit des englischen Rechts, auf die im Text häufig Bezug genommen 
wird, ist die Aufspaltung dinglicher Rechte in legal und equitable rights'. Diese 
Spaltung hängt eng mit dem Rechtsinstitut des trust zusammen, das ebenfalls im 
weiteren Text häufig eine Rolle spielen wird. 

Letztlich spiegelt sich in dieser doppelten Rechtsstellung die Unterscheidung 
zwischen common law und equity wieder, die eine historische Grundlage hat. Es 
handelte sich nämlich um zwei komplette Sätze von rechtlichen Regeln, die bis zur 
Justizreform von 1873-1875 in unterschiedlichen Gerichtsbarkeiten angewandt 
wurden2. Während die common law courts die in vielfacher Hinsicht starren Regeln 
des common law anwandten, waren in den courts of equity die dort mit der Zeit 
entwickelten wesentlich flexibleren Regeln der equity anwendbar3. Seit Ende des 
letzten Jahrhunderts sind von allen Gerichten beide Arten von Rechtssätzen anzu-
wenden, wobei die der equity im Konfliktfall vorgehen4. 

Der trust ist zunächst ein Treuhandverhältnis5. Erst dadurch, daß die equity den 
Treugeber in diesem Verhältnis als den eigentlichen Eigentümer des Treuhandver-
mögens ansieht, entsteht bei einem trust eine doppelte dingliche Rechtsstellung. Der 
trustee besitzt die legal rights am Trustvermögen, der cestui que trust oder 
beneficiary dagegen die equitable rights6. Auch diese sind dingliche Rechte7, was 

1 "Duality" oder auch "splitting up of ownership" - Cheshire/Burn S. 43; Harwood S. 167 
2 Harwood S. 156. 
3 Henrich S. 18 ff. - s. dort auch zur Verwandtschaft mit § 242 BGB. 
4 Harwood S. 162 - Auch dies hat historische Gründe: Die equity courts konnten dem Sieger 

eines Prozesse vor den common law courts durch injunction verbieten, aus dem Urteil zu 
vollstrecken. 

5 "...an equitable obligation, binding a person to deal with property over which he has con-
trol, for the benefit of persons, ... any one of whom may enforce the obligation." 
(Underhill/Hayton S. 1) 

6 Underhill/Hayton S. 19. 
7 Underhill/Hayton S. 21. 
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sich daran zeigt, daß sie auch gegen jeden Dritten geltend gemacht werden können 
mit Ausnahme nur des entgeltlichen gutgläubigen Erwerbers eines legal estate8. 

Ein Auseinanderfallen des legal und des equitable title kann nicht nur durch aus-
drückliche Begründung eines trust herbeigeführt werden, sondern entsteht, wann 
immer die Regeln der equity ein dingliches Recht einem anderen Schicksal unter-
werfen als das common law. Auch in diesen Fällen entsteht dann, sozusagen kraft 
Gesetzes, ein trust, genauer ein implied trust. 

Ganz knapp dargestellt ist der legal title die formale Rechtsinhaberschaft und die 
Befugnis, ein Recht gegen jedermann zu verteidigen, während der equitable oder 
beneficial title die Befugnis gibt, mit einer Sache nach eigenem Belieben zu verfah-
ren. Letzteres schließt das Recht ein, den trust aufzulösen und die Übertragung des 
legal title am Trustvermögen zu verlangen, das jedem volljährigen beneficiary mit 
einem nicht limitierten Recht zusteht10. 

II. UNTERSCHIEDE DES ERBRECHTS 

A. Abwicklung des Nachlasses 

1. Zwingende Nachlaßverwaltung in England 

Der Erbe erfüllt zwei Funktionen. Einmal setzt er hinsichtlich des Vermögens die 
Person des Erblassers fort, d.h. er zieht dessen Außenstände ein und erfüllt seine 
Verpflichtungen. Zum andern ist er der unentgeltliche Erwerber eines eventuellen 
Überschusses. In Frankreich wie in Deutschland fallen diese beiden Funktionen zu-
sammen, wenn nicht ausnahmsweise Testamentsvollstreckung angeordnet wurde11. 
Der Nachlaß geht mit allen Rechten und Pflichten unmittelbar auf denjenigen über, 
der auch endgültig zum Erwerb des Überschusses berechtigt ist. 

In England ist dies nicht der Fall. Hier tritt stets Nachlaßverwaltung ein. Die 
Funktionen des Abwicklers der Rechte und Pflichten des Erblassers und des 

8 Cheshire/Burn S. 56; Megarry/Hayton S. 64. 
9 Underhill/Hayton S. 22 f. - im Gegensatz zum express trust. 
10 Underhill/Hayton S. 601 ff. - Das ist als "Regel aus Saunders v. Vautier" (41 Eng.Rep. 282 

(Ch. 1841) und 49 Eng.Rep. 282 (Rolls Court 1841)) bekannt (vgl. Megarry/Hayton 
S. 541, Mellows S. 155). Sie erlaubt es z.B. den Erbberechtigten, falls sie alle volljährig 
sind, entgegen den Bestimmungen des Testaments den Nachlaß nach ihrem eigenen Belie-
ben zu verteilen, also einen vom Erblasser angeordneten life interest durch eine Kapital-
summe abzufinden o.ä. Anders als im deutschen Recht, wo dies innerhalb der Grenzen des 
§ 2210 BGB möglich ist, kann damit der unbedingte, volljährige Erbe nicht mit einer Dau-
ervollstreckung belastet werden. 

11 Vgl. für Frankreich hierzu Art. 1025 ff. C.C. 
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unentgeltlichen Erwerbers des Überschusses sind getrennt. Erstgenannte Funktion 
erfüllt der personal representative. Die Nutznießer des Nettonachlasses dagegen 
nennt man beneficiariesn. Die Trennung der Funktionen bedeutet allerdings nicht 
zwangsweise, daß sie von verschiedenen Personen zu erfüllen sind. Gerade der 
überlebende Ehegatte ist häufig alleiniger personal representative und zugleich al-
leiniger Erbberechtigter. 

a) Amt des personal representative 

Der personal representative13 ist Gesamtrechtsnachfolger des Erblassers. Er - und 
nicht der Erbberechtigte - wird mit dem Erbfall Inhaber aller seiner Rechte und 
Pflichten, sowohl at law als auch in equity. Der Erbberechtigte dagegen hat zu-
nächst nichts weiter als einen Anspruch auf ordnungsgemäße Verwaltung des 
Nachlasses14. 

Der personal representative ist entweder ein vom Erblasser per Testament be-
stimmter executor oder ein vom Gericht ernannter administrator. 

Hat der Erblasser durch Testament über sein Vermögen verfügt und nur die Er-
nennung eines executor versäumt, wird nach besonderen Regeln ein administrator 
cum testamento annexo ernannt. Hierauf werde ich nicht näher eingehen. Ich er-
wähne es nur, um klarzustellen, daß die folgenden Ausführungen nur für die reine 
Intestaterbfolge gelten. 

b) Vorrecht des Ehegatten bei Wahl des administrator 

Da die Position des personal representative nicht unbedeutende Konsequenzen ha-
ben kann, soll nunmehr darauf eingegangen werden, unter welchen Voraussetzun-
gen der Ehegatte ein Vorrecht auf Ernennung zum administrator hat. 

12 So heißen auch die Begünstigten eines trust. Um Unklarheiten auszuschließen verwende 
ich unterschiedliche Übersetzungen des Wortes beneficiary, nämlich "Trustgeber" für den 
Begünstigten eines trust und "Erbberechtigter" für denjenigen der gesetzlichen Erbfolge. 

13 Diese Bezeichnung ist heute eigentlich nicht mehr ganz richtig. Sie stammt aus der Zeit 
vor dem Land Transfer Act 1896, als es die zwingende Nachlaßverwaltung nur fur perso-
nal property (also Fahrnis) gab. Seit diesem Gesetz ist der Repräsentant des Erblassers so-
wohl personal als auch real representative. Logisch wäre es daher, ihn nur noch schlicht 
als representative zu bezeichnen, was sich - wohl aus Gründen der Tradition - nicht durch-
gesetzt hat. 

14 Völlig klar ist dies allerdings nicht. Wie im Text: Lord Sudeley v. The Attorney-General, 
1897 A.C. 11 Dr. Barnardo's Homes v. Commissioners for Special Purposes of the Income 
Tax Acts, [1921] 2 A.C. 1 und vor allem die Entscheidung Commissioner of Stamp Duties 
(Queensland) v. Livingston, [1964] 3 All E.R. 692 (P.C.), der die Literatur heute weitge-
hend folgt, so Parry/Clark S. 369, Barlow/King RdNr. 18.2, Wright S. 389, Sherrin/Bone-
hill S. 97. 

Bejaht wurde eine dingliche Rechtsstellung der Erbberechtigten dagegen in den Ent-
scheidungen: Cooper v. Cooper, 1874 All E.R.Repr. 307, Skinner v. Attorney-General, 
[1939] 3 All E R. 787. Kritisch zur h.M. auch Mellows S. 369 und zwar wegen des von 
ihm als unbefriedigend empfundenen Ergebnisses in Lall v. Lall, [1965] 3 All E.R. 330. 
Williams/Mortimer S. 958 halten zumindest bei gesetzlicher Erbfolge die h.M. für 
zweifelhaft. 

Der Anspruch ist jedenfalls vereiblich und übertragbar, Baker, 86 L.Q.Rev. 21 (Arnn ). 
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Schon in vergangenen Jahrhunderten wurde bei bei der Bestellung des admini-
strator für einen testamentlosen Nachlaß der überlebende Ehegatte allen anderen 
Personen gegenüber bevorzugt 

Der Witwer hatte ein echtes Vorrecht vor den Verwandten15. Umstritten war, ob 
dies aus dem Gesetz 31 Edw. 3 st. 1 c. 1 1 folgte16 oder ob es sich vielmehr nur um 
einen Anwendungsfall der "marital rights" des Ehemannes am Vermögen seiner 
Frau handelte17. 

Die Witwe war dagegen nach s. 3 des Gesetzes 21 Hen. 8 c. 5 nur mit den Ver-
wandten des Ehemannes auf eine Stufe gestellt. Die common law courts konnten zu 
ihren Gunsten daher nicht intervenieren, wenn die (früher zuständigen) kirchlichen 
Gerichte sie übergingen18. Ständige Praxis der kirchlichen Gerichte war es jedoch, 
die Übergehung der Witwe nur zuzulassen, wenn gegen ihre Ernennung berechtigte 
Einwände bekannt waren19, so daß der praktische Unterschied zwischen Witwe und 
Witwer gering war. Als die Befugnis zur Ernnennung des administrator 1857 von 
kirchlichen auf staatliche Gerichte20 übertragen wurde, entfielen die letzten prakti-
schen Unterschiede zwischen Mann und Frau. 

Am grundsätzlichen Vorrang des Ehegatten hat sich bis heute nichts wesentli-
ches geändert, auch nicht, als die Nachlaßverwaltung 1897 auf Liegenschaften er-
weitert wurde. L.TA. 1897, s. 2 (4) bestimmte zwar, daß der heir-at-law die glei-
chen Rechte auf administration wie die Verwandten haben sollte, damit war er aber 
ebenso wie diese gegenüber dem überlebenden Ehegatten nachrangig zu 
berücksichtigen21. 

Auch die Reform von 1925 hat auf diesem Gebiet nicht wesentlich eingegriffen. 
Lediglich der noch verbliebene - mehr dogmatische - Unterschied zwischen dem 
Recht des Witwers und der Witwe ist entfallen, indem eine einheitliche Rechts-
grundlage geschaffen wurde. Das Gesetz bestimmt nur, daß zum administrator, 
falls nicht besondere Gründe entgegenstehen, einer oder mehrere der Erbberechtig-
ten ernannt werden sollen22. Die genaue Rangfolge wird durch Probate Rules fest-
gelegt, die durch Rechtsverordnung erlassen werden23. Seit es Probate Rules gibt, 
nennen sie den Ehegatten an erster Rangstelle24. 

15 Sir George Sand's Case, 91 Eng.Rep. 668; Humphrey v. Bullen, 26 Eng.Rep. 291 (Ch. 
1737): Parry1 S. 145. 

16 Zum administrator war nach diesem Gesetz "the next and most lawful friend" des Verstor-
benen zu ernennen. Dies sei bei einer verheirateten Frau stets ihr Ehemann, so Williams" 
S. 320 Fußn. d, Sir George Sand's Case, 91 Eng.Rep. 668. 

17 So Loughborough, L.C. in Watt v. Watt (Ch. 1796), 30 Eng.Rep. 992 (Ch. 1796) S. 993, 
zu den marital rights siehe unten 2. Kapitel I B. 

18 Sir George Sand's Case, 91 Eng.Rep. 668. 
19 Stretch v. Pynn , 161 Eng.Rep. 13 (Prerogative Court 1752) S. 15. 
20 Damals den Probate Court, später die Probate, Divorce and Admiralty Division, heute die 

Familiy Division des High Court. 
21 Williams" S. 327 Fußn. 10 zweifelt hieran nur für den Fall, daß der Nachlaß ausschließlich 

aus Liegenschaften besteht. 
22 Ursprünglich A.E.A. 1925, s. 10 (2) a, sogleich wieder aufgehoben und ersetzt durch 

S.C.Jud.A. 1925, s. 162 (2) a. die heute maßgeblichen. S.C.A. 1981, ss. 112 ff verzichten 
auf eine solche Regel und nehmen nur noch die Probate Rules in Bezug. 

23 Früher S.C.Jud.A. 1925, s. 100, heute S.C.A. 1981, s. 127. 
24 So zunächst P.Reg.R.1862 Nr. 120 in der aufgrund S.C.Jud.A. 1925, s. 100 ergänzten Fas-

sung, später ebenso N.C.P.R. 1954 Nr. 21und heute N.C.P.R. 1987 Nr. 22. 
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c) Ausnahmen vom alleinigen Vorrecht des Ehegatten 

Wie oben bereits erwähnt, wurde in bezug auf die Witwe von jeher die Ausnahme 
gemacht, daß diese nicht administratrix wurde, wo besondere Gründe dagegen 
sprachen. Seit 1857 hat das Gericht generell - also auch beim Witwer - die Mög-
lichkeit, bei Vorliegen "besonderer Umstände"25 den an sich Berufenen zu überge-
hen und einen anderen zu ernennen (Prob.A. 1857, s. 73). Diese Möglichkeit ist in 
die späteren Gesetze übernommen worden26. 

Als solcher Grund war früher die Insolvenz des überlebenden Ehegatten aus-
drücklich erwähnt. Ansonsten wurde die Anwendung der Norm auf besonders ekla-
tante Fälle beschränkt: 

Übergangen wurde z.B. die Witwe, gegen die ein Trennungsurteil wegen Ehe-
bruchs ergangen war27; der Ehegatte, der den Erblasser ermordet28 hatte29; der Ehe-
gatte, der versucht hatte, probate für ein gefälschtes Testament zu erlangen30. 

Außerhalb solcher in der Nähe der Erbunwürdigkeit liegender Fälle wurden "be-
sondere Umstände" z.B. angenommen, wo der Bevorrechtigte verschollen war31 

oder wegen hohen Alters das Amt nicht übernehmen wollte und daher die Ernen-
nung einer Vertrauensperson selbst vorgeschlagen hatte32. 

Seit 1925 gibt es eine zweite bedeutsame Beschränkung des Ehegattenvorrangs. 
Nach S.C.Jud.A. 1925, s. 160 (l)33 müssen zwei administrators (oder aber eine 
trust Corporation) ernannt werden, wann immer ein Minderjähriger am Nachlaß 
beteiligt oder ein life interest zu verwalten ist. Für die Intestaterbfolge bedeutet 
dies, daß der überlebende Ehegatte nicht alleiniger administrator werden kann, 
wenn er neben Kindern34 des Erblassers erbberechtigt ist und der Wert des 
Nachlasses größer ist als der der personal chatteis und das gesetzliche 

25 "Special circumstances". 
26 A.E.A. 1925, s. 10 (1) a, S.C.Jud.A. 1925, s. 162 (1) a, S.C.A. 1981, s. 116(1). 
27 In the Goods of James Davies, 163 Eng.Rep. 530 f. (Prerogative Court 1840); dagegen 

wurde es z.B. für nicht ausreichend erachtet, daß die Witwe des im Krieg gefallenen Erb-
lassers mit anderen Männern korrespondiert und erhebliche Schulden gemacht hatte - In 
the Goods of Richard Vivian Cory, 84 L.T.R 270 f. (P. 1901). 

28 Mord disqualifiziert zwar auch hinsichtlich der Erbberechtigung (sog. forfeiture - dazu 
Williams/Sherrin S. 70-74; Mellows S. 393 ff ), dies festzustellen liegt aber nicht im Zu-
ständigkeitsbereich der Nachlaßgerichte. Eine Illustration dieser Rechtslage ist Re S., 1968 
P. 302. Dort weigerte sich das Gericht, Beweise dafür zuzulassen, daß die Witwe ihren 
Mann getötet hatte. Es überging die Witwe vielmehr mit der Begründung, da sie zu lebens-
länglich Gefängnis verurteilt sei (eben wegen des Totschlags am Ehemann!) könne sie aus 
rein praktischen Gründen das Amt einer administratrix nicht ausüben. 

29 Besonders spektakulär: In the Estate of Cunigunda Crippen, 1911 P. 108; Dr. Crippen war 
freilich hingerichtet worden, aber seine executrix verlangte die administration auch für den 
Nachlaß seiner Frau. 

30 In the Estate of Alfred John Paine, 115 L.T.R. 935 (P. 1916). 
31 Beispiele hierfiir bei Tristram/Coote S. 547. 
32 Re Davis' Estate, 1906 P. 330 f. 
33 Übernommen von A.E.A. 1925, s. 12 (1); heute S.C.A. 1981, s. 114 (2). 
34 Vor 1952 entstand ein life interest auch neben Verwandten der 2. Parentel, vgl. dazu unten 

5. Kapitel II B 2. Heute ist dies nicht mehr der Fall, ein zweiter administrator kann aller-
dings auch in solchen Konstellationen erforderlich werden, wenn minderjährige Verwandte 
erbberechtigt sind. 
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Geldvermächtnis zusammen35. Seit 1981 kann das Gericht hiervon allerdings eine 
Ausnahme machen36, wie zum Beispiel, wenn der genannte Wert nur ganz unwe-
sentlich überschritten ist und der life interest daher nur einen minimalen Betrag 
erfaßt37. 

2. Saisine als besondere Rechtsausübungsvoraussetzung in Frankreich 

Eine Besonderheit des französischen Erbrechts ist das Institut der saisine. Am ehe-
sten läßt sich diese als die Voraussetzung beschreiben, unter welcher der Erbe oder 
Legatar berechtigt ist, die ihm mit dem Erbfall zufallenden Rechte auszuüben. Wer 
keine saisine hat, wird zwar auch unmittelbar mit dem Erbfall Rechtsnachfolger des 
Erblassers, muß aber in seine Rechte noch besonders eingewiesen werden - entwe-
der durch envoi en possession (gerichtliche Besitzeinweisung38 - Art. 724 II C.C ) 
oder délivrance (Auslieferung39 - Art. 1011, 1014 II C.C.), um sie ausüben zu 
können40. 

Die saisine steht heute allen gesetzlichen Erben außer dem Fiskus41 zu, ferner 
dem Universalvermächtnisnehmer, falls keine réservataire vorhanden sind42. Alle 
anderen Vermächtnisnehmer, auch solche, die auf einen Bruchteil des Nachlasses 
eingesetzt sind43, müssen die Auslieferung des Nachlasses verlangen. 

3. Deklaratorischer Charakter der Erbteilung in Frankreich 

Die indivision des französischen Rechts folgt einem ganz anderen dogmatischen 
Konzept als die uns bekannten Rechtsgemeinschaften (Gesamthands- und 
Bruchteilsgemeinschaft). 

Sie wird als Übergangsstadium betrachtet. Jedem Teilhaber steht theoretisch 
schon das zu, was ihm später bei der Teilung zufallen wird, nur, daß es eben noch 
nicht bezeichnet werden kann. Die spätere Teilung hat dann folglich nur 

35 Zu den personal chatteis siehe unten 8. Kapitel II B, zum gesetzlichen Geldvermächtnis 
siehe unten 5. Kapitel II D. 

Der Wert des Nachlasses muß bei jedem Antrag auf Ernennung eines administrator an-
gegeben werden. Fraglich ist, was zu geschehen hat, wenn sich dieser Wert später erhöht. 
Williams/Sherrin S. 236 empfehlen, die Ernennung von zwei administrators schon vorsorg-
lich zu beantragen, wo eine solche spätere Werterhöhimg droht. 

36 Wenn es die Ernennung nur eines administrator unter Berücksichtigung aller Umstände 
des Falles für angemessen erachtet, S.C.A. 1981, s. 114 (2) a.E. 

37 Tristram/Coote S. 262 - ebenso, wenn der Mindeijährige, der den zweiten administrator er-
forderlich macht, kurz vor der Volljährigkeit steht. 

38 Heute nur noch fiir den Fiskus und einen Universalvermächtnisnehmer, dessen Erbeinset-
zung auf einem eigenhändigen oder mystischen Testament beruht (Art. 1008 C.C.) 
erforderlich. 

39 Durch den Eiben oder Universalvermächtnisnehmer - Flour/Souleau N. 185. 
40 Wobei die eigentliche Rechtsnatur der saisine Gegenstand größerer dogmatischer Erwä-

gungen ist, auf die im einzelnen einzugehen hier nicht erforderlich erscheint, vgl. dazu 
z.B. Flour/Souleau N. 163-168. 

41 Art. 724 C.C. 
42 Art. 1004 C.C. 
43 Art. 1011 C.C. 
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deklaratorischen Charakter. Sie stellt den Rechtszustand fest, der theoretisch schon 
im Moment der Entstehung der Gemeinschaft bestanden hat44. 

Diese Konzeption gilt außer für die Erbengemeinschaft auch für die gewöhnliche 
Gemeinschaft und die Abwicklungsgemeinschaft nach Beendigung des 
Güterstandes45. Eine ihrer Folgen ist zum Beispiel, daß jeder Teilhaber über jeden 
gemeinschaftlichen Gegenstand verfügen kann, diese Verfügung jedoch nur (rück-
wirkend) wirksam wird, wenn der betreffende Gegenstand bei der Teilung dem 
Verfügenden zufällt, im andern Falle sie (weil ins Leere gehend) endgültig unwirk-
sam bleibt46. 

B. Verhältnis zwischen gesetzlicher und gewillkürter Erbfolge 

1. Rechtsnatur testamentarischer Verfügungen 

Dem alten deutschrechtlichen Grundsatz deus solus heredes facit getreu47, sieht die 
englische wie die französische Dogmatik im Testament Verfügungen über das Ver-
mögen bzw. über Vermögensbestandteile. Die Erbenstellung als solche aber ist 
indisponibel. 

"Héritier" ist in Frankreich nur der gesetzliche Erbe. Wem testamentarisch etwas 
zugewandt wurde, sei es auch der gesamte Nachlaß, ist dagegen ein "légataire"48. 

Die praktischen Unterschiede zum deutschen Recht verschwimmen allerdings 
dadurch, daß das Testament dingliche Wirkung hat. Dem französischen Recht ist je-
de Abstraktion zwischen dinglichem und obligatorischem Geschäft fremd und ir-
gendwelche Publizitätsakte sind für den Eigentumsübergang nicht erforderlich. 
Ebenso, wie mit Abschluß eines Kaufvertrages der Käufer sofort Eigentümer der 
Kaufsache wird49, gehen die Rechte an einer vermachten Sache unmittelbar mit dem 
Tod auf den Vermächtnisnehmer über50. Deshalb ist die Rechtsposition eines léga-
taire universel oder à titre universel auch kaum von der eines Erben zu 

44 Art. 883 I C.C. - Es existieren eine Reihe von Theorien zur genauen Rechtsnatur dieser 
rückwirkenden, deklaratorischen Teilung, auf die einzugehen aber zu weit fuhren würde; 
vgl. Marty/Raynaud N. 802 ff. 

45 Nicht jedoch für die bestehende Gütergemeinschaft! Deren Rechtsnatur ist heillos umstrit-
ten - vgl. Malaurie/Aynès N. 31 ff. 

46 Cass.civ. D. 1985.J.214 - Anders, wenn der Handelnde den anderen Gemeinschaftern ge-
genüber zu der Verfugung berechtigt war, Art. 883 III C.C. 

47 Ferid/Sonnenberger S. 487; Lange/Kuchinke S. 363 
48 Nämlich légataire universel, also Universalvermächtnisnehmer - Légataire à titre univer-

sel ist, wem ein Bruchteil des Nachlasses zugewandt wurde. 
49 Art. 1583 C.C. 
50 Marty/Raynaud N. 592 - Einen Vermächtnisanspruch im deutschen Sinne kennt das fran-

zösische Recht nur, wenn eine Geldsumme oder nur der Gattung nach bestimmte Sache 
vermacht wurde (dieselben N. 593). 
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unterscheiden. Auch auf ihn gehen alle Rechte (und Pflichten51) des Erblassers un-
mittelbar mit dem Erbfall über52. 

Auch in England enthält das Testament keine Regelung der Erbfolge, sondern 
Vermögensverfugungen53. Deutlich wird dies an alten Bezeichnungen. "Heir" war 
nur der durch das common law54 bestimmte Grunderbe. Der testamentarische Emp-
fänger selbst des gesamten Grundbesitzes dagegen ein "devisee". 

Wegen der auch Liegenschaften erfassenden zwingenden Nachlaßverwaltung ist 
dies heute weniger deutlich. Auch von der heutigen englischen gesetzlichen Erbfol-
ge wird aber z.B. angenommen, daß sie zwingendes Recht sei und nicht durch Te-
stament abgeändert werden könne55. 

Als Folge der Indisponibilität der Erbenstellung sind die Schwierigkeiten zu be-
trachten, die beide Rechtsordnungen mit Testamenten haben, die nichts enthalten 
als eine schlichte Enterbung gesetzlicher Erben56. Solche Testamente werden nur 
dadurch "gerettet", daß man in diese Enterbung eine gleichzeitige Vermögensverfü-
gung zugunsten der anderen gesetzlichen Erben hineininterpretiert57. 

2. Bedeutung der testamentarischen Erbfolge 

So ähnlich die dogmatische Grundlage der testamentarischen Erbfolge in England 
und Frankreich ist, so unterschiedlich ist das Gewicht, das ihr im Verhältnis zur ge-
setzlichen Erbfolge zukommt. 

Frankreich steht dem Testament traditionell mißtrauisch gegenüber. Dies zeigt 
sich zum Beispiel darin, daß sehr starke Noterbrechte bestehen (siehe unten C). 
Zum Teil spiegelt sich hierin eine Befürchtung aus der Revolutionszeit wider, näm-
lich daß über Testamente das Prinzip der "égalité" aller Kinder ausgehebelt werden 
könnte. 

51 Streitig ist lediglich, ob der légataire universel für die Nachlaßverbindlichkeiten stets ultra 
vires, d.h. auch mit seinem Eigenvermögen, haftet, oder nur in den Fällen, in denen er die 
saisine besitzt; Marty/Raynaud N. 572 mit Darstellung der entsprechenden Ansichten. 

52 Auch der légataire à titre universel ist Gesamtrechtsnachfolger in alle Rechte und Pflich-
ten nach Maßgabe seines Bruchteils und damit Mitglied der Erbengemeinschaft. 

53 Williams/Sherrin S. 4. 
54 Später i.V.m. dem Inh.A. 1833. 
55 Mellows S. 164. 
56 Vgl. für Frankreich ausführlich Buffelan-Lanore Rev. trim. dr. civ. 1966,456 ff. 
57 "Exclure, c'est disposer" heißt es hierzu. Buffelan-Lanore, Rev. trim. dr. civ. 1966,463 

sieht in einer schlicht enterbenden Verfügung ein stillschweigendes Vermächtnis ("legs 
tacite") zugunsten der anderen gesetzlichen Erben. 

Auch in England dürfte heute diese Ansicht vorherrschen. Jedenfalls in der Entschei-
dung In re tVynn, deed, [1984] 1 W.L.R. 237 (Ch.) wurde einem Testament, das nur be-
stimmte: "I hereby wish, that all I possess is not given to my husband..." eine entsprechen-
de Wirkung zugestanden. Dies, so Warner, J., daselbst S. 242, sei "...effective to dispose of 
the whole of her estate. . ." (Hervorhebung vom Verf.). 
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